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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über Zweckzuschüsse an Länder 
und Gemeinden für die Durchführung der Corona-Schutzimpfung (COVID-
19-Impffinanzierungsgesetz) und ein Bundesgesetz, mit dem 
Übergangsbestimmungen für das COVID-19-Maßnahmengesetz getroffen 
werden, erlassen und das Epidemiegesetz 1950, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz, das Apothekengesetz, das Arzneimittelgesetz, 
das Ärztegesetz 1998, das Psychotherapiegesetz, das Sanitätergesetz, das 
Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948 und das 
Bundesgesetz, mit dem zur Abdeckung des Bedarfes zur Bekämpfung der 
Covid-19-Pandemie Ermächtigungen zur Verfügung über Bundesvermögen 
erteilt werden, geändert werden (COVID-19-Überführungsgesetz) 

Seit Beginn des Jahres 2022 ist Omikron die weltweit dominante Virusvariante von SARS-
CoV-2. Anfangs hat Omikron in Österreich zu einer sehr hohen und auch gefährdenden 
Belastung des Gesundheitssystems geführt. Eine hohe Grundimmunität der Bevölkerung 
und die damit verbundenen milden Krankheitsverläufe führen nunmehr zu einem weitaus 
geringeren Risiko für die Gesundheit der Allgemeinbevölkerung und für das 
Gesundheitssystem, sodass die rechtliche Sonderstellung von SARS-CoV-2 im Vergleich zu 
anderen nicht meldepflichtigen übertragbaren respiratorischen Krankheiten nicht mehr 
angemessen ist. Wie im Ministerratsvortrag vom 1. Februar 2023 beschlossen werden die 
mit Ablauf des 30. Juni 2023 befristeten COVID-19-spezifischen Sonderbestimmungen 
nicht weiter verlängert bzw. aufgehoben. Zeitgleich wird SARS-CoV-2 aus der Verordnung 
der anzeigepflichtigen Krankheiten und dadurch aus dem Anwendungsbereich des 
Epidemiegesetzes 1950 gestrichen. 

Aufgrund der seuchenrechtlichen Bewertung sind auch weitere Materiengesetze, die 
Sonderregelungen zu COVID-19 enthalten, anzupassen. 
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Eine Überführung in Regelstrukturen kann zum Teil nur schrittweise erfolgen, weshalb ein 
ausgewählter Teil der Bestimmungen auch über den 30. Juni 2023 hinaus für einen 
begrenzten Zeitraum beibehalten wird. 

Eckpunkte des Entwurfs 

• Schaffung eines COVID-19-Impffinanzierungsgesetzes und Beibehaltung der 
Regelungen zur Impfung im niedergelassenen Bereich 

• Beibehaltung der Regelungen zu COVID-Tests-19 im niedergelassenen Bereich 
• Aufhebung des rechtlichen Sonderregimes für SARS-CoV-2 und damit im 

Zusammenhang stehende Anpassungen 
• Gesetzliche Verankerung von Früherkennungs- und Überwachungssystemen für 

meldepflichtige Krankheiten und nicht meldepflichtige übertragbare respiratorische 
Krankheiten im Epidemiegesetz 

• Ermächtigung für geeignete nichtärztliche Gesundheitsberufe zur Vornahme und 
Auswertung von Testungen auf SARS-CoV-2 

• Verordnungsermächtigung im Hinblick auf die ärztliche Versorgung im Zusammenhang 
mit Krisensituationen durch den für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesminister 

 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines COVID-19-Überführungsgesetzes samt 
Erläuterungen, Textgegenüberstellung und Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat 
zur verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

24. Mai 2023 

Johannes Rauch 
Bundesminister 
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